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MEHRWERTSTEUER

Joachim Weeber

Mehrwertsteuererhöhung zur 
Finanzierung von Sozialleistungen?

Gegenwärtig stößt die weitere Finanzierbarkeit des bestehenden Sozialsystems 
vor dem Hintergrund steigender Lohnnebenkosten an ihre Grenzen. 

Dr. Joachim Weeber plädiert bei gleichzeitiger Senkung der Arbeitnehmer- und 
Arbeitgeberbeiträge für eine Erhöhung der Mehrwertsteuer zur Finanzierung 

versicherungsfremder Leistungen in den verschiedenen Sozialversicherungssystemen.

Der vermeintlich ausufernde Sozialstaat m it seinen 
vermuteten negativen ökonomischen Auswirkun­

gen ist in den Mittelpunkt der Debatte um die Zukunft 
des Wirtschaftsstandortes Deutschland gerückt. Den 
Hintergrund der aktuellen Diskussion bilden Fragen 
nach möglichen Disincentive-Wirkungen des derzeiti­
gen Sozial- und Steuersystems auf die Arbeitsbereit­
schaft der erwerbsfähigen Bevölkerung und nach der 
Finanzierbarkeit des bestehenden Sozialsystems. Un­
bestritten ist zwar, daß es erheblichen Reformbedarf 
in unserem sozialen Sicherungssystem gibt. Es ist 
aber fraglich, ob die radikale Veränderung unseres 
heutigen Sozial- und Steuersystems beispielsweise in 
Richtung auf ein Bürgergeld1 die Bewältigung der heu­
tigen und der zukünftigen Probleme erleichtern wür­
de. In dem vorliegenden Beitrag soll daher ein Ansatz­
punkt zur Reduzierung unserer Probleme vorgestellt 
werden, der keine Radikalreform des bestehenden 
Sozialsystems darstellt, sondern seine Grundzüge be­
stehen läßt. Er setzt an der systemgerechten Finan­
zierung der sogenannten versicherungsfremden Lei­
stungen an.

Den Ausgangspunkt für die nachfolgenden Über­
legungen bildet die These, daß die Lohnkosten im 
Standortwettbewerb moderner Volkswirtschaften eine 
w ichtige Rolle spielen, wenngleich insbesondere in

Dr. Joachim Weeber, 37, ist Lehrbeauftragter für 
Volkswirtschaftslehre an der Fachhochschule 
Nordakademie, Pinneberg.

der öffentlichen Diskussion in Deutschland deren 
Rolle überbetont wird. So hat beispielsweise der Prä­
sident des Bundesverbandes der Deutschen Industrie 
(BDI) die Aufwertung der D-Mark als Hauptgrund für 
die erlahmende w irtschaftliche Aufwärtsbewegung in 
Deutschland Im Jahre 1995 bezeichnet2, eine Ent­
wicklung, die die internationale Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Industrie bereits in den Jahren zuvor 
erheblich geschwächt hat.

Innerhalb des Bereichs der Lohnkosten wird 
wiederum besonders auf die stark gestiegenen Lohn­
nebenkosten verwiesen. Einen wichtigen Anteil hieran 
machen die Beiträge zur Sozialversicherung aus (vgl. 
Abbildung 1), wobei insbesondere deren Dynamik 
Anlaß zur Sorge gibt. In den Sozialversicherungs­
beiträgen sind aber auch versicherungsfremde Lei­
stungen enthalten, die von den Sozialversicherungs­
trägern finanziert werden3.

1 Für d ie  Diskussion um ein Bürgergeld vgl. e twa M. H u t  h e r :  
Ansatzpunkte fü r einen Umbau des Sozialstaats, in: WIRTSCHAFTS­
DIENST, 74. Jg. (1994), H. 3, S.127-135; vgl. V. M e i n h a r d t ,  D. 
T e i c h m a n n ,  G. W a g n e r :  „Bürgergeld“ : Kein sozial- und ar­
beitsm arktpolitischer deus ex machlna, in: W SI-M Itteilungen, 1994, 
H. 10, S.624-635; vgl. J. M itschke: Steuer- und Sozialpolitik fü r mehr 
reguläre Beschäftigung, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 75. Jg. (1995), 
H. 2, S. 75-84; sow ie J. W e e b e r :  Pro und Contra Bürgergeld, in: 
A rbeit und Sozia lpolitik (erscheint dem nächst).

2 Vgl. O. H e n k e l :  Entlasten sta tt entlassen -  Konzept fü r 2 M illio­
nen zusätzliche Arbeitsplätze b is zum Jahr 2000, Bundesverband der 
Deutschen Industrie, Pressekonferenz am 15. 1. 1996 in Bonn, w . 
Ms., S. 3.

3 Zur Definition und Abgrenzung versicherungsfrem der Leistungen 
vgl. etwa O. G. M a y e r :  Sozialabgaben, versicherungsfrem de Lei­
stungen und Beschäftigung, HW W A-Diskussionspapier Nr. 26, Ham­
burg, August 1995.
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MEHRWERTSTEUER

A bbildung 1 
Entw ick lung  der P ersonalzusatzkosten im 

Produzierenden G ewerbe in W estdeutsch land

(in %  des Entgelts fü r geleistete Arbeit)

Gesetzliche Personalzusatzkosten

1966 69 72 75 78 81 84 88 91 92 93 94

’ Einschließlich sonstiger Ausfallzeiten.
2 Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, M utterschutz usw.

Tarifliche und betriebliche Personalzusatzkosten

1966 69 72 75 78 81 84 88 91 92 93 94

1 Gratifikationen, 13. Monatsgehalt usw.
2 Belegschaftse in rich tungen, Fam ilienbeihilfen, Berufsausbildung 

usw.

Anm erkungen: Ab 1992 neue Berechnungsm ethode; Zahlen nur 
bedingt m it den Vorjahren vergleichbar. Die Personalzusatzkosten 
insgesamt betrugen 1966 43,4%  des Engelts fü r gele istete Arbeit, 
1994 waren es 80,2% .

Q u e l l e n :  Institut der deutschen W irtschaft e.V., Köln: Zahlen zur 
w irtschaftlichen Entw icklung, 1979; iw -trends, Heft 2/93, 1/94 und 
2/95; eigene Darstellung.

S teuerfinanzierung ve rs icherungsfrem der 
Le istungen

Ein Bestandteil einer Reform des Sozialstaates zur 
Sicherung des W irtschaftsstandortes Deutschland 
könnte nun die Steuerfinanzierung dieser versiche­
rungsfremden Leistungen und deren Ausgliederung 
aus der Sozialversicherung sein. Hinter diesem Vor­
schlag steht die Vorstellung, daß bestimmte Leistun­
gen der Sozialversicherungen mit staatlichen und ge­
sellschaftspolitischen Aufgaben begründet werden 
können. Die „Finanzierung allgemeiner Umvertei­
lungsaufgaben durch lohnbezogene Beiträge“4 stellt 
damit einen systemwidrigen Sachverhalt dar.

Diese Umverteilungsvorgänge werden zum einen 
schon seit langem durch die gesetzlichen Versiche­
rungssparten getragen und sind insbesondere mit fa­
milienpolitischen Erwägungen begründet worden. Als 
Beispiele in diesem Bereich werden etwa in der Ren­
tenversicherung die Anrechnungs- bzw. Ausbildungs­
zeiten, die Kindererziehungszeiten und die Kriegs­
folgelasten aufgeführt. Auch für den Bereich der Kran­
kenversicherung werden versicherungsfremde Lei­
stungen benannt, so z. B. die Leistungen bei Schwan­
gerschaft/Mutterschaft und die beitragsfreie Fami­
lienversicherung. Und in der Arbeitslosenversicherung 
werden unter anderem die Arbeitsmarktpolitik, Wei­
terbildungsmaßnahmen und der Vorruhestand als 
nicht systemkonform finanziert angesehen. Zum an­
deren sind in der Sozialversicherung neue Umver­
teilungstatbestände durch die häufig kritisierte Finan­
zierung der deutschen Einheit auch aus Beitragsmit­
teln entstanden. Zu nennen sind hier vor allem in der 
Rentenversicherung die Auffüllbeträge und die Zu­
schläge für ostdeutsche Renten und in der Arbeits­
losenversicherung spezielle arbeitsm arktpolitische 
Maßnahmen in Ostdeutschland.

Diese versicherungsfremden Leistungen machen je 
nach Definition und Abgrenzung immerhin 20% bis 
25% aller Leistungen der Sozialversicherungen aus5.

* W. S c h m ä h I : Funktionsgerechte Finanzierung der Sozialver­
sicherung: Ein zentrales Element einer Entw icklungsstrategie fü r den 
deutschen Sozialstaat -  Begründungen und quantita tive Dimen­
sionen, Vortrag auf einer Vortragsveranstaltung der Gesellschaft für 
Versicherungswissenschaft und -gestaltung am 16. 5. 1995 In Bonn, 
Bremen 1995, S. 6.

s Auch wenn in einigen wenigen Analysen Anteile von bis zu 50%  der 
gesamten Sozialversicherungsausgaben angenommen werden; vgl.
G. K u c e r a ,  U. K o r n h a r d t :  Die Bedeutung der Personalzusatz­
kosten fü r d ie W ettbewerbsfähigkeit des Handwerks gegenüber an­
deren W irtschaftsbere ichen, in: A rbeitgem einschaft N iedersäch­
s ischer K re ishandw erkerscha ften  (Hrsg.): Die Bedeutung der 
Personalzusatzkosten innerhalb der Kostenstruktur des Handwerks, 
Rotenburg (Wümme) 1990, S. 186.
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MEHRWERTSTEUER

Möglche Beitragssenkung1 in der 
Sozalversicherung bei Wegfall 

versi<herungsfremder Leistungen
(Stand: 1992/93)

Mayer* Seffen3 
W est- O st­

deutschland deutschland

Arbeitslosenversicherung 2,8 1,4 1,4
Rentenversicherurg 2,0 2,8 2,8
Krankenversichering 4,0 4,0 2,8

Insgesamt 8,8 8,2 7,0

1 In Prozentpunkten. ! O. G. M a y e r :  Sozialabgaben, versiche­
rungsfrem de Leistungen und B eschäftigung , HWWA- 
DiskusslonspapieiNr. 26, Hamburg, August 1 9 9 5 .3 A. S e f f e n :  Ein 
Finanzvolumen vcn über 100 Milliarden Mark, in: A rbeitgeber 1994, 
H. 12, S. 458-459

Würden dieseLeistungen aus anderen Quellen finan­
ziert, könnten die Sozialversicherungsbeiträge um bis 
zu 9 Prozentpinkte gesenkt werden (vgl.Tabelle)6. Der 
Entlastungsefekt bei den derzeit hohen Personal­
nebenkosten fl/äre somit beachtlich. Die Arbeitgeber 
und die soziäversicherungspflichtigen Arbeitnehmer 
würden davor gleichermaßen profitieren. Daher wird 
immer häufiger der Ruf nach einer „funktionsgerech­
ten Finanzieruig der Sozialversicherung“7 laut und die 
Beitragsfinanjerung allgemeiner Staatsaufgaben ab­
gelehnt.

Es ist allerdings auch darauf hinzuweisen, daß die 
Beseitigung ler versicherungsfremden Leistungen 
zwar zu einerSenkung der Lohnnebenkosten führen 
wird, die zu fiianzierenden Leistungen aber weiterhin 
gewährt wercen. Da die versicherungsfremden Lei­
stungen allgeneine Staatsaufgaben darstellen, müßte 
für sie eine Seuerfinanzierung in Betracht kommen. 
Die Gesamtbelastung für die Gesellschaft würde nicht 
sinken; es wäe „lediglich“ ein Wechsel von der Bei­
trags- zur Stejerfinanzierungsseite erfolgt.

Damit stellt sich die Frage nach der konkreten Ge- 
genfinanziermg dieser versicherungsfremden Lei­
stungen. Hierzu gibt es zahlreiche Vorschläge, auch 
fü r Teilleistungen. Sie reichen von der Einführung einer 
Arbeitsmarktäigabe für bisher nicht oder nur unzurei­
chend an de- Finanzierung der Arbeitsmarktkosten 
beteiligten Berufsgruppen über die Einführung einer 
Energiesteuer bis hin zur Anhebung der Einkommen­
steuer zur Fnanzierung der versicherungsfremden

6 Vgl. O .G . M a y i r ,  a.a.O., S. 3; sowie H .-J. K r u p p :  „Bürgergeld“ 
oder zielorientierb soziale S icherung?, in: Ham burger Jahrbuch für 
W irtscha fts - und iese llscha ftspo lltik  1995, Tübingen 1995, S. 310.

'  W. S c h m ä h I , a.a.O, S. 1.

Leistungen. Ein weiterer Vorschlag, der z. B. von Bun­
desarbeitsminister Blüm in die Debatte eingebracht 
wurde, ist eine Erhöhung der Mehrwertsteuersätze8. 
Die Meinungen hierzu sind allerdings in den politi­
schen Parteien recht unterschiedlich9.

Umverteilungseffekte

Es spricht aber einiges dafür, zur Gegenfinanzie­
rung -  zumindest eines Teils -  der versicherungsfrem­
den Leistungen die Mehrwertsteuer zu erhöhen. Ein 
häufig genannter Einwand gegen eine solche Maß­
nahme bezieht sich auf mögliche höhere Belastungen 
unterer Einkommensgruppen, da diese eine höhere 
Konsumquote aufweisen und ihr Einkommen damit 
durch eine allgemeine Umsatzsteuer stärker belastet 
wird. Allerdings war die Existenz dieser regressiven 
Verteilungseffekte schon immer umstritten10. So kön­
nen die der Mehrwertsteuer zugewiesenen regressi­
ven Verteilungswirkungen durch eine stärkere und/ 
oder verschärfte Differenzierung der Steuersätze ge­
m ildert bzw. sogar in einen progressiven Belastungs­
verlauf umgewandelt werden. Eine solche Differenzie­
rung ist bereits derzeit der Fall, da auf Grundbedarfs­
güter (wie z. B. Nahrungsmittel, Bücher und Zeit­
schriften, die Wohnungsversorgung, Gesundheits­
güter und -leistungen) ein ermäßigter Steuersatz ge­
zahlt wird oder diese gänzlich von der Mehrwertsteuer 
befreit sind. Die Fragwürdigkeit eines regressiven Be­
lastungsverlaufes wird auch vom Sachverständigen­
rat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Ent­
wicklung in seinem aktuellen Gutachten geteilt: „Inso­
weit werden gerade Bezieher niedriger Einkommen 
große Teile ihres Einkommens mehrwertsteuerfrei 
oder ermäßigt besteuert konsumieren können.“11

8 Vgl. o.V.: Mehrwertsteuer: Blüm für Erhöhung, in: Handelsblatt vom
24. 7. 1995. Allerdings w urde diese Forderung Blüms umgehend von 
anderen M itg liedern der Bundesregierung abgelehnt: o.V.: Mehr­
wertsteuer: Kritik an Blüm -  Keine Erhöhung, in: Handelsblatt vom
25. 7. 1995.

9 Dabei ist d ie M einung se lbst in der CDU/CSU nicht einheitlich, w ie 
unterschiedliche Stellungnahmen zeigen: Vgl. CDU-W irtschaftsrat: 
Aktionsplan „S tandort Deutschland“ , Bonn 1995, S. 8, der dam it a l­
lerdings vor allem die direkten Steuern entlasten w ill. Dagegen hat 
sich jüngst die C SU-Landesgruppe gegen einen solchen Vorschlag 
gewandt. Vgl. o.V.: Waigel: Bonner Koalition nicht gefährden, in: 
Handelsblatt vom  9. 1. 1996. Inzwischen scheinen sich aber die 
S timmen in den Unionskreisen fü r eine solche Heraufsetzung der 
M ehrwertsteuer zu mehren. Vgl. o.V.: Blüm w arnt vor drastischem  
Anstieg der Rentenbeiträge, ln: Handelsblatt vom  22. 1. 1996. Aber 
auch in der SPD ist eine Diskussion über das Thema in Gang ge­
kom m en. So ist der Sozialexperte der Bundestagsfraktion Dreßler e i­
ner solchen Anhebung n icht abgeneigt, während der finanzpolitische 
Sprecher der SPD-Fraktion Poß diese ablehnt. Vgl. o.V.: Dreßler: 
B e itragssenkungen durch  S teuererhöhungen ausg le ichen, in: 
Handelsblatt vom  4. 12. 1995; sowie o.V.: SPD: D isput über Mehr­
wertsteuer, in: Handelsblatt vom  5. 12. 1995.

10 Vgl. Transfer-Enquete-Kom misslon: Das Transfersystem in der
Bundesrepublik Deutschland, S tu ttgart 1981, S. 209.
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Abbildung 2

Mehrwertsteuerbelastung der privaten Haushalte nach der monatlichen Einkommenshöhe
(in % des N ettoeinkom m ens' einschließlich Einnahmen’)

4,0 L  Einkommenshöhe (netto) von ... b is u n te r ... DM

1000 
unter bis
1000 2000

2000
bis
3000

3000
bis
4000

4000
bis
5000

5000
bis
6000

6000
bis
7000

7000 
bis 
8 000

8 000 10000
bis bis
10000 25000

Haushalte
insg.

' Ohne Haushalte m it monatlichen Nettoeinkom m en über 25000 DM und ohne Personen In Anstalten und Gem einschaftsunterkünften -  
gerundete W e rte .! Nettoeinkom m en zuzüglich Einnahmen aus dem Verkauf von Waren und Vermögensübertragungen von 2000  DM und 
mehr einschließlich statistischer Differenz.

Q u e l l e :  Hartm ut Tofaute: Verteilungswirkungen der M ehrwertsteuer auf private Haushaltseinkom m en, in: W SI-M itte ilungen 10/1994, S. 64! 
Tab. 3; eigene  Darstellung.

Auch Petersen u.a. kommen in einer Analyse der 
Verteilungswirkungen einer Umsatzsteuererhöhung zu 
dem Ergebnis, daß „der aufgrund theoretischer Über­
legungen zu erwartende regressive Effekt einer allge­
meinen Verbrauchssteuer... durch die Tarifdifferenzie­
rung“12 stark abgemildert wird. Dieses Ergebnis wird 
durch andere Untersuchungen bestätigt13. Damit wer­
den bereits bestehende Zweifel14 an der klassischen 
These der regressiven Wirkungen der Mehrwertsteuer 
untermauert. Daher wird „die Annahme einer regressi­
ven Wirkung der indirekten Steuern, die vornehmlich

"  Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesam tw irtschaftlichen 
Entw icklung: Im  S tandortw ettbew erb, Jahresgutachten 1995/96, 
S tu ttgart 1995, S. 199, Ziffer 317.

H.-G. P e t e r s e n ,  M. H ü t h e r ,  K. M ü l l e r :  W irkungsanalyse 
alternativer Steuer- und Transfersysteme, Frankfurt a. M. 1992, 
S. 105.

13 Vgl. e twa K.-J. D u s c h e k ,  H. R i c h t e r :  Wer träg t d ie M ehr­
wertsteuerlast, Universität Heidelberg, W irtschaftsw issenschaftliche 
Fakultät, D iskussionsschriften Nr. 194, Heidelberg 1993, S. 23; sowie 
St. B a c h :  Was soll besteuert werden -  Einkommen oder Konsum, 
in: WIRTSCHAFTSDIENST, 75.Jg. (1995), H. 7, S. 398.

14 Vgl. Transfer-Enquete-Kom mission, a.a.O., S. 209.

auf der unterstellten Korrelation einer höheren Spar­
quote mit höherem Einkommen beruht, in Frage ge­
stellt“ 15. Zu einer progressiven Verteilungswirkung der 
Mehrwertsteuer kann es sogar etwa dann kommen, 
wenn der Anteil der begünstigten Güter m it steigen­
dem Einkommen stärker als die Konsumquote ab­
nimmt.

Selbst Tofaute, der eine Mehrwertsteueranhebung 
zur Umgestaltung bzw. Kompensation des Einkom­
mensteuer-, Sozial- und Familienrechts wegen der 
höheren Belastung ärmerer Einkommensschichten 
ablehnt, konstatiert, daß bis zu einem verfügbaren 
Einkommen von 3000 DM /M onat die M ehrwert­
steuerbelastung ansteigt (vgl. Abbildung 2)16. Ursache

15 Vgl. D. B r ü m m e r h o f f :  F inanzwissenschaft, 7. Auflage, M ün­
chen 1996, S. 451.

16 Vgl. H. T o f a u t e :  Verteilungswirkungen der M ehrwertsteuer auf 
p riva te  H ausha ltse inkom m en, in: W S I-M itte ilungen  10/1994, 
S. 644-653. Etwas abgeschwächt form uliert auch das Deutsche 
Institu t fü r W irtschaftsforschung seine ablehnende Haltung gegen­
über einer Mehrwertsteuererhöhung; vgl. Deutsches Institu t fü r W irt­
schaftsforschung: Grundlinien der W irtschaftsentw icklung, in: DIW- 
W ochenberioht, 1996, H. 1/2 vom  11.1.  1996, S. 22.
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dafür dürfte die Nachfrage von Beziehern niedriger 
Einkommen nach Gütern sein, die m it dem Normal­
satz belegt sind. Sie können sich diese Güter (PKW, 
bessere Haushaltsgeräte, moderne Unterhaltungs­
elektronik) aber erst dann leisten, „wenn sie ihren le­
bensnotwendigen Bedarf an steuerfreien bzw. -ermä­
ßigten Ausgaben für Wohnung und Lebensmittel ge­
deckt haben. Die Grenzbelastung der Einkommen mit 
Mehrwertsteuer steigt daher im unteren Bereich rela­
tiv stark an“ 17. Aber auch die Einkommensklassen dar­
über (bis 6000 DM/Monat) weisen eine kaum geringe­
re Mehrwertsteuerbelastung als untere Einkommens­
klassen auf. Damit werden die Ergebnisse von 
Petersen u.a. in etwa bestätigt18.

Soll eine noch stärkere Progressionswirkung er­
reicht werden, dürfte bei einer Anhebung der Mehr­
wertsteuer lediglich auf den Normalsatz abgestellt 
werden. Es wäre aber auch denkbar, eine weitere 
Tarifstufe einzuführen. Stärker gestaffelte und höhere 
Mehrwertsteuersätze als in der Bundesrepublik gibt 
es bereits in einigen Ländern der Europäischen Union. 
Da in der Europäischen Union zur Zeit eher eine Fest­
schreibung der Bandbreiten der Mehrwertsteuersätze 
angestrebt wird, müßte sich eine neue Steuerstufe in 
diesem Band bewegen.

Arbeitsmarkteffekte
Die Auswirkungen einer Anhebung der Mehrwert­

steuersätze auf den Arbeitsmarkt sind ebenfalls um­
stritten. So vermuten Franz/Profit, daß eine Umbasie­
rung des Sozialsystems in Richtung einer stärkeren 
Gewichtung der Steuerfinanzierung höchst unsichere 
beschäftigungspolitische Effekte haben dürfte19. Sie 
schätzen die durch die Anhebung der Mehrwertsteuer 
ausgelösten negativen Effekte auf die Güternachfrage 
als nicht weniger bedeutend ein als die positiven 
Auswirkungen der Arbeitskostensenkung durch die 
Verringerung der Sozialversicherungsbeiträge. Dage­
gen schneidet eine Mehrwertsteuererhöhung zur Fi­
nanzierung versicherungsfremder Leistungen in der 
Arbeitslosenversicherung nach einer Untersuchung 
des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
vergleichsweise günstig ab. Danach könnte eine Ver­
ringerung der Beiträge zur Arbeitslosenversicherung 
um einen Prozentpunkt bei einer gleichzeitigen 
Erhöhung der Mehrwertsteuer um einen Prozentpunkt

"  H. T o f a u t e ,  a.a.O., S. 650.

1S Vgl. H .-G. P e t e r s e n ,  M. H ü t h e r ,  H. R i c h t e r ,  a.a.O., S. 95, 
A bb ildung  3.

13 Vgl. W. F r a n z ,  St. P r o f i t :  Wege aus der Unterbeschäftigung 
im W eißbuch der EU-Kommission. Eine kritische W ürdigung, Fakultät 
d e r W irtschaftsw issenschaften und S tatistik der Universität Kons­
tanz, Diskussionspapier, Nr. 15/1994, S. 11 bzw. S. 19.

einen zusätzlichen Beschäftigungseffekt in Höhe von 
80000 Erwerbstätigen bis zum Ende dieses Jahr­
zehnts ermöglichen20. Eine Umfinanzierung der Ar­
beitsmarktpolitik durch eine Anhebung der Einkom­
mensteuersätze hätte dagegen per saldo lediglich 
geringe positive Auswirkungen auf die Beschäfti­
gungslage.

Auch das Bonner Arbeitsministerium geht offenbar 
von deutlich positiven Arbeitsmarktwirkungen einer 
Mehrwertsteueranhebung aus. Nach den dort vorge­
nommenen Simulationen mit einer modifizierten Ver­
sion des Konjunkturmodells des Rheinisch-Westfäli­
schen Instituts für W irtschaftsforschung (RWI) würde 
eine Heraufsetzung des Normalsatzes auf 20% , bei 
gleichzeitiger Verringerung der Sozialversicherungs­
beiträge für Arbeitgeber und Arbeitnehmer um jeweils 
2,5 Prozentpunkte, innerhalb von drei Jahren 500000 
zusätzliche Arbeitsplätze schaffen. Aber auch die An­
hebung des Normalsatzes von 15% auf lediglich 16% 
-  bei gleichzeitiger Reduzierung der Beitragssätze -  
hätte einen positiven Beschäftigungseffekt von rund 
100000 zusätzlichen Erwerbstätigen zur Folge. Selbst 
wenn sich diese Berechnungen als zu optim istisch er­
weisen sollten, so werden doch die obigen Schätzun­
gen des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor­
schung in der Grundtendenz bestätigt21. Die sozialpo­
litisch wünschenswerte Umstellung der Finanzierung 
von gesamtstaatlichen Aufgaben in der Sozialver­
sicherung von Beiträgen auf die Mehrwertsteuer hat 
über merkliche Entlastungen der Betriebe bei den 
Personalnebenkosten also w irtschaftspolitisch posi­
tive Nebeneffekte auf dem Arbeitsmarkt.

Preiseffekte

Die Anhebung der Mehrwertsteuer hat aber auch 
unerwünschte Nebeneffekte, die allerdings nicht zu 
vermeiden sind. So steigt das Preisniveau infolge der 
Mehrwertsteuererhöhung deutlich an. Wie Untersu­
chungen gezeigt haben, waren solche Steueranhe­
bungen maßgeblich an dem Inflationsprozeß der letz­
ten Jahre beteiligt. So hat die Mehrwertsteuererhö­
hung zum 1 .1 .  1993 einen kräftigen Preissprung zur 
Folge gehabt22. Da etwas mehr als die Hälfte der im

20 Vgl. W. K l a u d e r :  Perspektiven fü r den A rbeitsm arkt, in: Orien­
tierungen zur W irtschafts- und Gesellschaftspolitik, 1995, H. 1, S. 20.

ai Vgl. o.V.: Wann, wenn n icht jetzt? , in: Der Spiegel vom  15. 1. 1996,
S. 22; sowie o.V.: Uns steht ein Orkan bevor, in: Der Spiegel vom
22. 1. 1996, S. 87.

a Vgl. zu den Auswirkungen der M ehrwertsteueranhebung auf die 
Preisentw icklung in Deutschland: J. W e e b e r :  Ein Index staatlich 
adm in istrierter Verbraucherpreise, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 74. Jg.
(1994), H. 11, S. 592-596.
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Warenkorb enthaltenen Güter und Dienstleistungen 
dem vollen Mehrwertsteuersatz unterliegt, beläuft 
sich, unter der Annahme der vollständigen Überwäl­
zung auf die Konsumentenpreise, der Effekt einer Her­
aufsetzung des Mehrwertsteuernormalsatzes um ei­
nen Prozentpunkt rein rechnerisch auf einen halben 
Prozentpunkt bei der Inflationsrate. Im übrigen wäre 
die daraus resultierende Steigerung der Inflationsrate 
nur für ein Jahr sichtbar, da mit dem Wegfall des 
Basiseffektes die Teuerungsrate im Jahr nach der 
Mehrwertsteuererhöhung wieder nach unten gehen 
würde -  allerdings bei einem höheren Preisniveau.

Damit die Mehrwertsteuererhöhung zur Finanzie­
rung der versicherungsfremden Sozialleistungen bei 
gleichzeitiger Entlastung bei den Sozialbeiträgen und 
damit den Lohnnebenkosten ihre volle ökonomische 
W irksamkeit entfaltet, müssen aber die anderen w irt­
schaftspolitischen Akteure „m itspielen“ . „Von ihr (der 
Anhebung der Mehrwertsteuer, J.W.) gehen aber nur 
dann positive Beschäftigungseffekte aus, wenn die 
mit der Mehrwertsteueranhebung verbundenen Preis­
steigerungen zum einen nicht zu höheren Lohnfor­
derungen führen und zum anderen nicht zu einer 
restriktiven Geldpolitik. Mit anderen Worten: Die Geld­
politik dürfte diesen einmaligen Preisanstieg nicht 
zum Anlaß für kontraktive Maßnahmen nehmen.“23 
Und in den Lohnverhandlungen dürfte der auf die An­
hebung der Mehrwertsteuer zurückzuführende Preis­
auftrieb nicht durch Lohnanhebungen ausgeglichen 
werden. Damit müßten sowohl die Deutsche Bun­
desbank als auch die Tarifparteien in die erfolgreiche 
Durchsetzung einer solchen Maßnahme eingebunden 
werden. Folglich könnte eine Mehrwertsteueranhe­
bung ein tragendes Element eines nationalen Be­
schäftigungspaktes sein.

Schlußbemerkung

Wie sich am Beispiel einer Mehrwertsteuerfinanzie­
rung der versicherungsfrem den Sozialleistungen 
zeigt, muß eine Reform des Sozialstaates nicht nur 
einseitig am System der sozialen Sicherung ansetzen. 
Auch politisch könnte sich durchaus eine tragfähige 
Mehrheit für eine Mehrwertsteuererhöhung finden, 
wenn dies auch zur Zeit von den Politikern noch de­
mentiert wird24. Auch im EU-Vergleich ist noch Spiel­
raum für eine Heraufsetzung des Normalsatzes der 
Mehrwertsteuer gegeben. So hat Deutschland durch

23 H.-J. K r u p p :  Eine neue konzentrierte Aktion ist wünschenswert 
und machbar, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 75. Jg. (1995), H. 2, S. 66.

24 Vgl. O.V.: Koalition lehnt Erhöhung der M ehrwertsteuer ab, in: 
Handelsblatt vom 23. 1. 1996.

die Anhebung der Mehrwertsteuer am 1. Januar 1993 
von 14% auf 15% gerade erst den 1992 für die M it­
gliedsländer der Europäischen Union festgelegten 
Mindestsatz erreicht. In anderen Ländern der EU ist 
der Mehrwertsteuersatz zum Teil deutlich höher; der 
Durchschnittssatz liegt bei über 19%, und Dänemark 
und Schweden haben beispielsweise einen Spitzen­
satz von 25%.

Allerdings kann die hier vorgeschlagene Anhebung 
der Mehrwertsteuer zur Finanzierung von Soziallei­
stungen nur ein Teil einer umfassenden Reform des 
Sozialstaates sein. So sollte sich einer solchen Ent­
scheidung eine Diskussion über die Gesamtbelastung 
der Bevölkerung mit Steuern und Abgaben anschlie­
ßen. Dabei gehören die Leistungen insgesamt, d. h. 
auch alle staatlichen Umverteilungsleistungen inklusi­
ve Subventionen sowie auch die Steuervergünsti­
gungen auf den Prüfstand. Sonst besteht die Gefahr, 
daß Steuererhöhungen den Zwang zur Reform des 
Sozialsystems vermindern. Eine Verringerung der Ge­
samtbelastung muß aber das Ziel der politischen 
Bemühungen sein. Auch würde die Anhebung des 
Normalsatzes der Mehrwertsteuer um einen Prozent­
punkt „lediglich“ Mehreinnahmen in Höhe von gut 
15 Mrd. DM erbringen. Damit könnten aber nur etwa 
15% der versicherungsfremden Leistungen finanziert 
werden25. Auch wäre die Frage des richtigen Zeitpunk­
tes einer Heraufsetzung der Mehrwertsteuer zu klären. 
In der Phase einer konjunkturellen Wachstumsdelle -  
wie sie zum derzeitigen Zeitpunkt existiert -  hält sie 
beispielsweise das Deutsche Institut für W irtschafts­
forschung für nicht vertretbar26. Eine Anhebung des 
Mehrwertsteuersatzes könnte also durchaus ein Ele­
ment einer Sozialstaatsreform sein. Allerdings ist es 
auch hierzu notwendig, daß endlich mit dem Aus­
tausch von Allgemeinplätzen und Absichtserklä­
rungen aufgehört wird. Der Standort Deutschland be­
nötigt vielmehr Taten.

Diese Taten sind auch notwendig, wenn es um das 
eigentliche Problem des Sozialstaates geht: die Mas­
senarbeitslosigkeit. Ohne Lösung dieses Problems 
kann kein wie auch immer ausgestalteter Sozialstaat 
dauerhaft funktionsfähig sein.

25 Wenn man von den etwa 100 Mrd. DM an versicherungsfrem den 
Leistungen ausgeht, d ie Schmähl, Seffen bzw. Mayer fü r d ie Jahre 
1993/92 erm itte lt haben. Vgl. W. S c h m ä h l :  Finanzierung sozialer 
S icherung in Deutschland unter veränderten gesellschaftlichen und 
ökonom ischen Bedingungen, in: Deutsche Rentenversicherung, 
1994, H. 6, S. 370; A. S e f f e n :  Ein Finanzvolumen von über 100 
M illiarden, in: A rbeitgeber 1994, H. 12, S. 458-459; sow ie O. G. 
M a y e r ,  a.a.O., S. 3.

26 Vgl. e twa dazu: Deutsches Institu t fü r W irtschaftsforschung, a.a.O., 
S. 22.
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